
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 

Busverbindungen 
  

Telefonische Servicezeiten  
  

Bezahlmöglichkeiten 
Auskünfte zu den Busverbindungen gibt es auf  
www.bus-und-bahn-im-muensterland.de 
 
oder über die „BuBiM-App“  

 Mo – Do  08.30 – 16.00 Uhr 

Fr 08.30 – 12.30 Uhr 

 

Terminvereinbarungen möglich unter 
www.kreis-borken.de/termine 

 Sparkasse Westmünsterland 
BIC: WELADE3WXXX 
IBAN: DE52 4015 4530 0000 0078 49 
oder   DE13 4015 4530 0000 0142 74 
www.kreis-borken.de/online-bezahlen 
USt-ID-Nr.: DE124164543 

 

Burloer Str. 93 D – 46325 Borken 
Internet: http://www.kreis-borken.de 

Fachabteilung: 63.3 – Anlagenbezogener 
Immissionsschutz 

Aktenzeichen: 63–04090/2025-bast 
Auskunft erteilt: Anne Kathrin Baston 

Durchwahl: 02861 – 681 6835 
E-Mail: a.baston@kreis-borken.de 

Telefax: 02861 – 681 82 1730 
Zimmer: 2361 

 
Datum: 

 
10.06.2026 

 

 

Bewital Holding GmbH & Co. KG 
Endvertreten durch 
Dr. Jürgen Wigger 
Jürgen Petershagen 
Industriestraße 10 
46354 Südlohn 
 
 
 

 
Ihr Antrag nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz vom 14.11.2025 
Errichtung und Betrieb der genehmigten Mahl- und Mischanlage 2 (BE2110) an 
anderer Stelle im Werk 1 als ursprünglich genehmigt 
 
 
 

Immissionsschutzrechtlicher Genehmigungsbescheid 
 

I. 
 

Tenor 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Wigger, 
sehr geehrter Herr Petershagen, 
 
 
ich erteile Ihnen die Genehmigung, auf dem Grundstück in Südlohn, Gemarkung Oeding, 
Flur 11, Flurstücke 627, 612, 455, 456, 508, 509, 622, 624, 252, Ihre Anlage zur Herstellung 
von Tierfutter durch Erwärmen der Bestandteile tierischer Herkunft gemäß Nr. 7.34.1 
des Anhangs der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) zu ändern und 
geändert zu betreiben.  
 

BVT für NaGeMi
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Die Genehmigung ergeht nach den §§ 6 und 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) in Verbindung mit den §§ 1 und 2 der 4. BImSchV. 
 
Die Produktionskapazität beträgt unverändert 436 t Tierfutter je Tag. Die Produktion erfolgt in 
einem drei-Schicht-Betrieb. 
 
Im Einzelnen ergibt sich der Umfang der von der Genehmigung erfassten Anlagen und 
Betriebsweisen aus den im Anhang zu diesem Bescheid aufgeführten Unterlagen. Folgende 
zum Antrag gehörende Dokumente sind Bestandteile des Genehmigungsbescheides: 
 Brandschutztechnische Stellungnahme „Werk I: -Anpassungen im Bereich der 

Hammermühle“ Projektnummer 23-BS-086-2 vom 07.01.2026, Version 1.0 der 
CSP-Ingenieure Christensen, Scholz & Pöter Beratende Ingenieure für Brandschutz PartG 
mbB 

 Brandschutztechnische Stellungnahme „Selbsttätige Feuerlöschanlagen der Bewital 
Holding GmbH & Co. KG“ Projektnummer 23-BS-086 vom 01.07.2025, Version 1.0 der 
CSP-Ingenieure Christensen, Scholz & Pöter Beratende Ingenieure für Brandschutz PartG 
mbB 

 Schalltechnische Untersuchung zum Genehmigungsverfahren nach BImSchG für die 
Werke 1 + 10 der Bewital Holding GmbH in Südlohn, Projekt-Nr. LL20002.1 der TÜV 
SÜD Industrie Service GmbH vom 10.11.2025 

 
 

Eingeschlossene Entscheidungen: 
 

Gemäß § 13 BImSchG schließt diese Genehmigung alle anderen anlagenbezogenen 
Zulassungen, wie die Baugenehmigung mit ein. Sie ergeht unbeschadet der behördlichen 
Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen sind. 

 
 

II. 
 

Umfang der Genehmigung 
 
Ihre Anlage zur Herstellung von Tierfutter durch Erwärmen der Bestandteile tierischer 
Herkunft umfasst die nachfolgend aufgeführten Betriebseinheiten: 
 

BE 1000 Rohwarenlager 1 (Lager Input) Bestand 
BE 1100 Rohwarenlager 2 (Lager Input) Bestand 
BE 2100 Mahl- und Mischanlage 1 Bestand 
BE 2110 Mahl- und Mischanlage 2 Änderung 
BE 2120 Mahl- und Mischanlage 3 Bestand 
BE 2200 Extruderlinie 1 Bestand 
BE 2210 Extruderlinie 2 Bestand 
BE 2220 Extruderlinie 3 Bestand 
BE 2300 Trocknerlinie 1 Bestand 
BE 2310 Trocknerlinie 2 Bestand 
BE 2320 Vortrocknung Bestand 
BE 2330 Trocknerlinie 3 Bestand 
BE 2400 Befettung und Kühlung 1 Bestand 
BE 2410 Befettung und Kühlung 2 Bestand 
BE 2420 Befettung und Kühlung 3 Bestand 
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BE 2500 Frischfleischzugabe Bestand 
BE 3000 Fertigwarenlager 1 (Lager Output) Bestand 
BE 3100 Fertigwarenlager 2 (Lager Output) Bestand 
BE 3200 Fertigwarenlager 3 (Lager Output) Bestand 
BE 4100 Abluftbehandlung Bestand 
BE 5000 Dampfkesselanlage 1 Bestand 
BE 5100 Dampfkesselanlage 2, einschließlich BHKW Bestand 
BE 6000 Abfüllanlage 1 (Kleingebinde bis 7,5 kg) Bestand 
BE 6100 Abfüllanlage 2 (Großgebinde bis 25 kg) Bestand 
BE 7000 Hochregallager Bestand 

 
Diese Genehmigung wird nach Maßgabe der im Anhang aufgeführten Antragsunterlagen 
erteilt, sofern sich nicht durch nachstehende Anforderungen Änderungen ergeben. 
Die Regelungen bisher erteilter Genehmigungen bleiben bestehen, sofern sich durch die 
Bestimmungen dieses Bescheides keine Abweichungen ergeben. 
 
 

III. 
 

Vorbehalte, Bedingungen, Befristungen  
 

1. Befristung: 
Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren nach Bestandskraft dieses 
Bescheides mit dem Betrieb der geänderten Anlage begonnen worden ist. 

 
 

IV. 
 

Weitere Nebenbestimmungen 
 
1. Allgemeine Festsetzungen  

 
1.1. Dieser Bescheid oder eine Kopie einschließlich der zugehörigen Antragsunterlagen sind 

bei der Betriebsleitung der Anlage oder ihrer/ihrem Beauftragten jederzeit zur 
Einsichtnahme für die Aufsichtsbehörden bereitzuhalten. 
 

2. Baurecht und Brandschutz 
 

2.1. Folgende Mitteilungen haben gegenüber der Fachabteilung Bauaufsicht des Kreises 
Borken mindestens eine Woche vorher zu erfolgen: 
 vor Baubeginn: Anzeige des Ausführungsbeginns 
 nach abschließender Fertigstellung: Anzeige der abschließenden Fertigstellung 
Die Anzeigeformulare sind in der Anlage beigefügt. 
 

2.2. Die zu den Antragsunterlagen gehörende brandschutztechnische Stellungnahme des 
Sachverständigenbüros CSP-Ingenieure – Beratende Ingenieure für Brandschutz PartG 
mbB mit Datum vom 07.01.2026 Projektnummer 23-BS-086-2 Version 1.0 ist 
Bestandteil der Genehmigung. Die Darin beschriebenen Maßnahmen zum Brandschutz 
müssen bei der Bauausführung und beim Betrieb des Gebäudes betrachtet und umgesetzt 
werden. 
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2.3. Mit der Anzeige der abschließenden Fertigstellung sind dem Bauordnungsamt des 
Kreises Borken die Berichte der Prüfsachverständigen gemäß § 3 der Prüfverordnung 
NRW (PrüfVO NRW) über die Prüfung der nachfolgend aufgeführten technischen 
Anlagen sowie der dafür bauordnungsrechtlich geforderten Brandschutzmaßnahmen auf 
ihre Wirksamkeit und Betriebssicherheit einschließlich des bestimmungsgemäßen 
Zusammenwirkens von Anlagen (Wirk-Prinzip-Prüfung) vorzulegen: 
 Ortsfeste, selbsttätige Feuerlöschanlagen 
 Alle elektrischen Anlagen 

 
3. Immissionsschutz 

 
3.1. Der Beginn der Errichtungsarbeiten sowie die Inbetriebnahme der geänderten Anlage ist 

der Fachabteilung Anlagenbezogener Immissionsschutz beim Kreis Borken jeweils 
spätestens 1 Woche vorher mitzuteilen. 
 

3.2. Die von der Anlage einschließlich des Fahrzeugverkehrs auf dem Betriebsgelände 
verursachten Geräuschemissionen dürfen im gesamten Einwirkungsbereich außerhalb 
des Betriebes nicht zu einer Überschreitung der Immissionsrichtwerte nach Nr. 6.1 der 
Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) beitragen. 
Insbesondere dürfen die Beurteilungspegel, zu denen die Betriebsgeräusche beitragen, 
ermittelt nach TA Lärm, vor den nächst benachbarten Wohnhäusern folgende Werte nicht 
überschreiten: 

Immissionsort Tageszeit Nachtzeit 
Industriestraße 5 65 dB(A) 50 dB(A) 
Fresenhorst 1 60 dB(A) 45 dB(A) 
Jakobistraße 3a 60 dB(A) 45 dB(A) 

Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte am Tage um nicht 
mehr als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A) überschreiten (siehe Nr. 
6.1 TA Lärm). Die Nachtzeit beginnt um 22:00 Uhr und endet um 06:00 Uhr. Für die 
Ermittlung der Geräuschimmissionen ist Nr. 6.8 TA Lärm maßgebend.  
 

3.3. Die Hammermühle der Mahl- und Mischanlage 1 und die neue Hammermühle dürfen zur 
Nachtzeit nicht gleichzeitig betrieben werden. Zum Nachweis sind die Betriebszeiten der 
Mühlen zu dokumentieren. Die Dokumentation ist für 5 Jahre aufzubewahren und der 
Fachabteilung Anlagenbezogener Immissionsschutz auf Verlangen vorzulegen. Sofern 
die Daten digital festgehalten werden, sind geeignete Maßnahmen zur Datensicherung zu 
treffen. 
 

3.4. Die dauerhafte Außerbetriebnahme der Hammermühle der Mahl- und Mischanlage 1 ist 
der Fachabteilung Anlagenbezogener Immissionsschutz unverzüglich mitzuteilen. 
 

4. Arbeitsschutz und Anlagensicherheit 
 

4.1. Das vorhandene Explosionsschutzdokument ist im Hinblick auf die beantragte Änderung 
anzupassen und fortzuschreiben. Das Explosionsschutzdokument ist im Betrieb bereit zu 
halten und auf Verlagen vorzuzeigen. 
 

4.2. Die geänderte Anlage und Anlagenteile sind vor Inbetriebnahme nach Maßgabe des 
§ 15 Abs. 1 Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) i.V.m. Anhang 2 Abschnitt 3 
bzw. § 7 des Gesetzes über überwachungsbedürftige Anlagen (ÜAnlG) einer Prüfung zu 
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unterziehen. Die Prüfaufzeichnung ist am Betrieb bereit zu halten und auf Verlangen 
vorzulegen. Eine Durchschrift der Prüfbescheinigung ist der Bezirksregierung Münster – 
Dezernat 55.3 unverzüglich nach erfolgter Prüfung zu übersenden. 

 
 

 
V. 
 

Hinweise 
 
1. Hinweise zum Baurecht und Brandschutz 

 
1.1. Während der Durchführung des Bauvorhabens muss das beigefügte Baustellenschild an 

der Baustelle gut sichtbar angebracht sein. 
 

1.2. Die Genehmigung und die genehmigten Bauvorlagen dürfen nicht getrennt werden. Sie 
müssen vom Baubeginn an auf der Baustelle bereitgehalten werden. Den mit der 
Überwachung von baulichen Anlagen beauftragten Personen ist jederzeit Zutritt zur 
Baustelle und Einblick in die Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
und deren Anlagen und in alle sonstigen mit der Durchführung des Bauvorhabens 
zusammenhängenden Unterlagen zu gewähren. 

 
1.3. Der Wechsel der Bauherrschaft ist der Bauaufsicht des Kreises Borken unverzüglich 

mitzuteilen. 
 

1.4. Gemäß den Tarifstellen 3.1.4.10.2 und 3.1.4.10.3 der allgemeinen 
Verwaltungsgebührenordnung NRW (AVwGebO NRW) ist die Bauaufsichtsbehörde 
berechtigt, für die Bauüberwachung und die Bauzustandsbesichtigungen gem. den §§ 83 
und 84 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW 2018) Gebühren 
zu erheben. 
 

2. Hinweise zum Immissionsschutzrecht 
 

2.1. Jede beabsichtigte Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebes Ihrer 
genehmigungsbedürftigen Anlage, die Auswirkungen auf die Schutzgüter nach 
§ 1 BImSchG haben kann, ist der zuständigen Immissionsschutzbehörde nach 
§ 15 BImSchG mindestens 1 Monat vor der geplanten Umsetzung schriftlich anzuzeigen, 
sofern keine Änderungsgenehmigung nach § 16 BImSchG beantragt wird. Im Rahmen 
des Anzeigeverfahrens prüft die Behörde, ob für die geplanten Änderungen eine 
Änderungsgenehmigung eingeholt werden muss.  
 

2.2. Als Betreiber einer Anlage nach der Industrieemissions-Richtlinie (IED) sind Sie gemäß 
§ 31 BImSchG verpflichtet, der Behörde jährlich u.a. eine Zusammenfassung der 
Ergebnisse der Emissionsüberwachung und alle sonstigen Daten vorzulegen, die 
erforderlich sind, um die Einhaltung der Genehmigungsanforderungen gemäß § 6 Abs. 1 
Nr. 1 BImSchG zu überprüfen. 
 

3. Hinweise zum Abfallrecht und Bodenschutz 
 

3.1. Sollten sich bei den Bauarbeiten Anhaltspunkte für Verunreinigungen des Bodens, der 
Bodenluft oder des Grundwassers ergeben, ist die Abteilung Bodenschutz und 
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Abfallwirtschaft im Fachbereich Natur und Umwelt des Kreises Borken unverzüglich von 
der Bauherrin/vom Bauherrn zu benachrichtigen. 
 

4. Hinweise zum Arbeitsschutzrecht 
 

4.1. Die Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von 
Arbeitsmitteln vom Februar 2015 (BetrSichV – Betriebssicherheitsverordnung, BGBl. I 
Nr. 4 vom 06.02.2015, S. 49) ist zu beachten. 
 

4.2. Der Arbeitgeber hat unabhängig von der Anzahl der Beschäftigten im Rahmen seiner 
Pflichten nach § BetrSichV und § 6 Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) sicherzustellen, 
dass ein Explosionsschutzdokument erstellt und auf dem aktuellsten Stand gehalten wird. 
Aus dem Explosionsschutzdokument muss insbesondere hervorgehen, 
 dass die Explosionsgefährdung ermittelt und einer Bewertung unterzogen worden ist, 
 dass angemessene Vorkehrungen getroffen werden, um die Ziele des 

Explosionsschutzes zu erreichen. 
 

4.3. Das Explosionsschutzdokument ist vor Aufnahme der Arbeit zu erstellen. Es ist zu 
überarbeiten, wenn Veränderungen, Erweiterungen oder Umgestaltungen der 
Arbeitsmittel oder des Arbeitsablaufes vorgenommen werden (§ 6 Abs. 8 und 9 
GefStoffV) 
 

4.4. Für den Betrieb ist die Gefährdungsbeurteilung (§§ 5, 6 Arbeitsschutzgesetz - ArbSchG) 
zu aktualisieren und zu dokumentieren. Die Regelungen der 
Betriebssicherheitsverordnung mit deren Anhängen, § 6 GefStoffV und die allgemeinen 
Grundsätze des § 4 ArbSchG sowie § 3 Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) sind zu 
beachten. Die erstellten Unterlagen müssen folgendes beinhalten. 
 Das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung 
 Die festgestellten Maßnahmen des Arbeitsschutzes 
 Terminierung von Maßnahmen 
 Verantwortliche für die Durchführung der Maßnahmen 

 
 

VI. 
 

Kostenentscheidung 
 

Die Kosten des Genehmigungsverfahrens trägt der Antragsteller. Sie werden aufgrund des 
Gebührengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (GebG NRW) in Verbindung mit der 
Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (AVwGebO 
NRW) festgesetzt. Hierzu ergeht ein gesonderter Bescheid. 
 
 

VII. 
 

Begründung 
 
Am 14.11.2025 beantragten Sie die Genehmigung zur wesentlichen Änderung Ihrer Anlage zur 
Herstellung von Tierfutter durch Erwärmen der Bestandteile tierischer Herkunft nach § 16 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG). Antragsgegenstand ist die Errichtung und der 
Betrieb der Mühle der bereits genehmigten Mahl- und Mischanlage 2 an anderer Stelle, als 
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ursprünglich zugelassen. Die neue Mühle soll die Hammermühle der Mahl- und Mischanlage 
1 ersetzen. Diese Änderungen betreffen das Gebäude Werk 1 auf den Grundstücken Gemarkung 
Oeding, Flur 11, Flurstücke 508, 626, 301 an der Industriestraße 10 in Südlohn.  
 
Die Produktionsanlage unterfällt Nummer 7.34.1 des Anhangs 1 der 4. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV). Anlagen dieser Art sind 
mit der Verfahrensart G gekennzeichnet. Am Standort werden darüber hinaus zwei 
Dampfkessel und ein Abhitzedampfkessel mit einer Feuerungswärmeleistung von insgesamt 
5,48 MW, sowie ein BHKW mit einer Feuerungswärmeleistung von 0,847 MW betrieben. 
Unter Anwendung der Quotientenregel unterfallen diese Nebeneinrichtungen Nummer 1.2.3.2 
Anhang 1 der 4. BImSchV. 
Für das Vorhaben ist aufgrund des § 1 Abs. 2 und 3 der Zuständigkeitsverordnung technischer 
Umweltschutz (ZustVU) meine Zuständigkeit gegeben.  
 

Ihre Anlage unterliegt darüber hinaus Nummer 7.18 (Kennzeichnung „A“) der Anlage 1 zum 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) und die o.g. Nebenanlagen unter 
analoger Anwendung der Quotientenregel der Nummer 1.2.3.2 Anlage 1 zum UVPG 
(Kennzeichnung „S“). Die Vorprüfung des Einzelfalls nach § 9 Abs. 3 und 4 UVPG i.V.m. 
§ 7 UVPG hat ergeben, dass durch die Änderung keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen 
auf die Schutzgüter zu besorgen sind. Dieses Ergebnis habe ich gemäß § 5 Abs. 2 UVPG am 
12.05.2026 im Amtsblatt für den Kreis Borken bekannt gemacht und im UVP-Portal 
veröffentlicht. 

Für das Genehmigungsverfahren haben Sie nach § 16 Abs. 2 BImSchG beantragt, auf die 
Öffentlichkeitsbeteiligung zu verzichten. Ihrem Antrag entsprechend habe ich von der 
öffentlichen Bekanntmachung des Vorhabens und der Auslegung der Antragsunterlagen 
abgesehen, da keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die in § 1 BImSchG genannten 
Schutzgüter zu besorgen sind, die Anlagenkapazität nicht erhöht wird und sich aus der 
Vorprüfung nach dem UVPG nicht das Erfordernis einer Öffentlichkeitsbeteiligung ergeben 
hat.  

Die Antragsunterlagen sind am 20.11.2025 bei mir eingegangen. Nach einer kursorischen 
Prüfung waren die Unterlagen zunächst als vollständig anzusehen, so dass ich das Verfahren 
durch die Beteiligung der betroffenen Fachbehörden gestartet habe. 

Im Laufe des Genehmigungsverfahrens waren für die Belange des Brandschutzes und 
Baurechtes weitere Unterlagen erforderlich, die Sie am 14.01.2026 nachgereicht haben. 

Die Antragsunterlagen haben nachstehenden Stellen zur Prüfung und Stellungnahme bzw. zur 
Kenntnisnahme vorgelegen: 
 Fachabteilung 66 A im Hause, Untere Abfallwirtschaftsbehörde 
 Fachabteilung 32.3 im Hause, Brandschutz 
 Fachabteilung 63.1/2 im Hause, Bauordnung 
 Gemeinde Südlohn, Bauamt 
 Bezirksregierung Münster, Dezernat 55.3 - Arbeitsschutz 
 Landesamt für Verbraucherschutz und Ernährung, LAVE NRW 
 
Diese Stellen haben die Unterlagen geprüft und keine Bedenken gegen die beantragte Erteilung 
der Genehmigung erhoben; sie haben Vorschläge für verschiedene Nebenbestimmungen und 
Hinweise für den Bescheid gemacht.  
Nach § 12 BImSchG kann die Genehmigung mit Auflagen verbunden werden, soweit dies für 
die Erfüllung bzw. Sicherstellung der in § 6 BImSchG genannten 
Genehmigungsvoraussetzungen erforderlich ist. Nach § 6 BImSchG ist die Genehmigung zu 
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erteilen, wenn die Einhaltung der immissionsschutzrechtlichen Betreiberpflichten sichergestellt 
ist und andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der 
Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen. 
 
Die planungsrechtliche Zulässigkeit für die beantragten Änderungen ist somit insgesamt 
gegeben. 
 
Die immissionsschutzrechtlichen Betreiberpflichten nach § 5 BImSchG umfassen sowohl den 
Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor als auch Vorsorge gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen, sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen.  
 
Für die beantragte Änderung sind immissionsschutzrechtlich die Schallemissionen bzw. 
Schallimmissionen zu betrachten. Die nächstgelegenen relevanten Immissionsorte stellen die 
Wohnhäuser „Industriestraße 5“ und „Fresenhorst 3“ dar. Beantragt ist die Errichtung und 
Betrieb der Mahl- und Mischanlage 2 an anderer Stelle, als ursprünglich genehmigt. Da dieses 
Aggregat die Hammermühle der Mahl- und Mischanlage 1 im Werk 1 ersetzen soll, entspricht 
das Vorhaben einer Versetzung der Mahl- und Mischanlage 1 innerhalb der Halle Werk 1. Um 
einen kontinuierlichen Anlagenbetrieb sicherstellen zu können, müssen jedoch zunächst beide 
Mühlen parallel betrieben werden, bevor die alte Mühle außer Betrieb genommen werden kann. 
Im Rahmen der Antragsunterlagen haben Sie die Ergebnisse einer Immissionsmessung zur 
Nachtzeit an v.g. Wohnhäusern vorgelegt. Während der Messung wurde die Anlage in einem 
repräsentativen Anlagenzustand betrieben. In dieser Messung ist der Betrieb der Mahl- und 
Mischanlage 1 am aktuellen Standort erfasst. Die Messung belegt, dass an den relevanten 
Immissionsorten die festgesetzten Immissionsrichtwerte eingehalten werden. Am neuen 
Standort weist das Hallendach eine deutlich bessere Schalldämmung auf, so dass sich der 
Immissionsbeitrag und somit der Beurteilungspegel der Mühle im Vergleich zur Messung 
weiter verringern wird. Dazu ist jedoch sicherzustellen, dass beide Anlagen zur schalltechnisch 
relevanteren Nachtzeit nicht parallel betrieben werden. Das habe ich mit der Nebenbestimmung 
IV.3.3 festgelegt.   

Die Anforderungen zur Vorsorge werden im Immissionsschutzrecht in der Technischen 
Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) und ggfls. ergänzenden sektoralen 
Verwaltungsvorschriften konkretisiert. Für Anlagen zur sonstigen Herstellung von Tierfutter 
nach Nr. 7.34.1 enthält die TA Luft selbst keine Anforderungen, jedoch sind hier die 
Regelungen der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Reduzierung von Emissionen und 
anderen Umweltauswirkungen in der Nahrungsmittel-, Getränke- und Milchindustrie 
(NaGeMi-VwV) zu berücksichtigen. Gemäß NaGeMi–VwV sind bei Anlagen dieser Art die 
staubbeladene Abluft zu erfassen und die Staubkonzentration im Abgas zu messen. Die 
Hallenluft des Werkes wird bereits vollständig gefasst und einer nassen 
Abgasreinigungseinrichtung zugeführt. Im Rahmen des Änderungsgenehmigungsverfahrens 
war somit keine weitergehende Regelung erforderlich.  
 
Durch die in den Antragsunterlagen dargestellten Maßnahmen und die zum Immissionsschutz 
erlassenen Nebenbestimmungen ist somit insgesamt sichergestellt, dass Ihre Betreiberpflichten 
nach § 5 BImSchG eingehalten werden. 
 
Ihre Anlage unterliegt darüber hinaus der europäischen Industrieemissions-Richtlinie 
(Richtlinie 2010/75/EU – IED). Soweit in der Anlage relevante gefährliche Stoffe (rgS) i.S.v. 
§ 3 Abs. 10 i.V.m. Abs. 9 BImSchG gehandhabt werden und auf dem Anlagengrundstück eine 
Verschmutzung von Grundwasser oder Boden durch diese Stoffe möglich ist, ist nach § 10 Abs. 
1a BImSchG zusammen mit den Antragsunterlagen ein Bericht über den Ausgangszustand 
(AZB) vorzulegen. Durch die jetzt beantragten Änderungen ergeben sich keine Änderungen 
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hinsichtlich der Lagerung oder Handhabung von rgS, so dass die erneute Prüfung der 
AZB-Pflicht nicht erforderlich war. 
 
Neben den immissionsschutzrechtlichen Betreiberpflichten und Anforderungen ist gemäß § 6 
Abs. 1 BImSchG auch zu beurteilen, ob andere öffentlich-rechtliche Vorschriften dem 
Vorhaben entgegenstehen. Insofern war auch die Erfüllung der Anforderungen anderer 
Rechtsbereiche zu prüfen.  

Durch das beantragte Vorhaben ergeben sich im Vergleich zu den bestehenden Genehmigungen 
keine wesentlichen Änderungen in Bezug auf das Wasser- und Abfallrecht. 
Relevante Regelungen ergeben sich jedoch aus dem Baurecht sowie dem Arbeitsschutz, die ich 
entsprechend den Stellungnahmen der Fachbehörden in den Bescheid übernommen habe. 
 
Somit ist insgesamt sichergestellt, dass die sich aus § 5 BImSchG oder einer nach § 7 BImSchG 
erlassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt werden und andere öffentlich-
rechtlichen Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Änderung Ihrer Anlage und dem 
Betrieb der geänderten Anlage nicht entgegenstehen. Die Genehmigungsvoraussetzungen nach 
§ 6 BImSchG sind somit erfüllt und die Genehmigung war zu erteilen.  
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann Klage vor dem Verwaltungsgericht Münster erhoben werden. Die 
Klage ist innerhalb eines Monats nach Zustellung beim Verwaltungsgericht Münster, Piusallee 
38, 48147 Münster, zu erheben. 
 
Freundliche Grüße 
Im Auftrag 
 
 
 
Baston 
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Anhang I zum Genehmigungsbescheid 63 – 04090 2025 - bast vom 10.06.2026 
 
Inhaltsverzeichnis 
Die Angaben der Seitenzahlen schließen ggfls. vorhandene Deckblätter mit ein. 
 Deckblatt 2 Seiten 
 Inhaltsverzeichnis 2 Seiten 
1.  Antrag (Übersicht) 1 Seite 
1.1.  Antragsformular 6 Seiten 
1.2.  Kurzbeschreibung 2 Seiten 
2.  Pläne (Übersicht) 1 Seite 
2.1.  Topographische Karte 2 Seiten 
2.2.  Deutsche Grundkarte 2 Seiten 
2.3.  Katasterplan 2 Seiten 
2.4.  Werkslage- und Gebäudeplan 3 Seiten 
3.  Brandschutzkonzept 

Brandschutztechnische Stellungnahme „Werk I: -Anpassungen im 
Bereich der Hammermühle“ Projektnummer 23-BS-086-2 vom 
07.01.2026, Version 1.0 der CSP-Ingenieure Christensen, Scholz & 
Pöter Beratende Ingenieure für Brandschutz PartG mbB 

6 Seiten 

 Brandschutztechnische Stellungnahme „Selbsttätige 
Feuerlöschanlagen der Bewital Holding GmbH & Co. KG“ 
Projektnummer 23-BS-086 vom 01.07.2025, Version 1.0 der CSP-
Ingenieure Christensen, Scholz & Pöter Beratende Ingenieure für 
Brandschutz PartG mbB 

10 Seiten 

4.  Anlage und Betrieb (Übersicht) 2 Seiten 
4.1.  Beschreibungen   
4.1.1. Beschreibung der Herstellungs-/Produktions-/Behandlungsverfahren 

und technischen Einrichtungen 
8 Seiten 

4.1.2. Maßnahmen zur effizienten Energienutzung 1 Seite 
4.1.3. Maßnahmen zur Anlagensicherheit 1 Seite 
4.1.4. Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten sowie Angaben zu 

Arbeitsräumen und Sozialeinrichtungen 
1 Seite 

4.1.5. Maßnahmen zur Abwasservermeidung/-verminderung, 
Abwasserbehandlung und Abwasserbeseitigung sowie zur 
Niederschlagswasserbehandlung und -beseitigung 

2 Seiten 

4.1.6. Beschreibung von Kühlsystemen 1 Seite 
4.1.7. Maßnahmen zur Abfallvermeidung/-verminderung, 

Abfallverwertung und Abfallbeseitigung 
1 Seite 

4.1.8. Maßnahmen zum Schutz und zur Vorsorge vor 
Luftverunreinigungen, Lärm, Erschütterungen, Licht und sonstigen 
Emissionen / Immissionen und Gefahren. 

1 Seite 

4.1.9. Maßnahmen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 1 Seite 
4.1.10. Darstellung der Auswahl der Werkstoffe zu den eingesetzten Stoffen 

/ Apparateliste 
1 Seite 

4.1.11. Darstellung zu Eingriffen in Boden und Grundwasser 1 Seite 
4.1.12. Maßnahmen für den Fall der Betriebseinstellung 1 Seite 
4.2.  Schematische Darstellung (Fließbild) 3 Seiten 
4.3.  Maschinenaufstellungsplan 3 Seiten 
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4.4.  Immissionsprognose 
Schalltechnische Untersuchung zum Genehmigungsverfahren nach 
BImSchG für die Werke 1 + 10 der Bewital Holding GmbH in 
Südlohn, Projekt-Nr. LL20002.1 der TÜV SÜD Industrie Service 
GmbH vom 10.11.2025 

42 Seiten 

4.5.  Formulare 2 bis 8.5 (Übersicht) 1 Seite 
4.5.1. Betriebseinheiten (Formular 2) 9 Seiten 
4.5.2. Technische Daten – Einsatzseite / Produktseite (Formular 3 für BE 

2110) 
3 Seiten  

4.5.3. Emissionen Luft (Formular 4 Blatt 1) 2 Seiten 
4.5.4. Emissionen Abwasser (Formular 4 Blatt 2) 2 Seiten 
4.5.5. Verwertung/Beseitigung von Abfällen (Formular 4 Blatt 3) 2 Seiten 
4.5.6. Quellenverzeichnis Luft (Formular 5) 2 Seiten 
4.5.7. Abgasreinigung (Formular 6 Blatt 1) 2 Seiten 
4.5.8. Abwasserreinigung / -behandlung (Formular 6 Blatt 2) 2 Seiten 
4.5.9. Niederschlagsentwässerung (Formular 7) 4 Seiten 
4.6.  Angaben bei IED-Anlagen 1 Seite 
5.  Unterlagen zur Umweltverträglichkeitsprüfung und zum 

Naturschutz 
1 Seite 

6.  Angaben zum Störfallrecht 1 Seite 
7.  Wasserrechtliche Antragsunterlagen 1 Seite 
8.  Sonstige Unterlagen 1 Seite 
9.  Verzeichnis der Unterlagen mit Geschäfts- und 

Betriebsgeheimnissen 
1 Seite 
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Anhang II zum Genehmigungsbescheid 63 – 04090 2025 - bast vom 10.06.2026 
 
Zitierte Vorschriften und Fundstellen 
 

BImSchG Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz – BImSchG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 
I Nr. 84) geändert worden ist 

 

4. BImSchV Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen, in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), die zuletzt durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 355) 
geändert worden ist 

 

ArbSchG Arbeitsschutzgesetz vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1246), das zuletzt 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 
369) geändert worden ist 

 

ArbStättV Arbeitsstättenverordnung vom 12. August 2004 (BGBl. I S. 2179), die 
zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 109) geändert worden ist 

 

AVwGebO NRW Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung vom 8. August 2023 (GV. 
NRW. S. 490), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 21. April 
2026 (GV. NRW. S. 240) geändert worden ist 

 

BauO NRW 2018 Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – Landesbauordnung 2018 
– vom 01.01.2024 (GV. NRW Seite 421) zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 31.10.2023 (GV. NRW Seite 1174) 

 

BetrSichV Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung 
von Arbeitsmitteln (Betriebssicherheitsverordnung) vom 3. Februar 2015 
(BGBl. I S. 49), die zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 18. 
Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 347) geändert worden ist 

 

GebG NRW Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen vom 23.08.1999 (GV. 
NRW. Seite 524), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. 
Dezember 2024 (GV. NRW. S. 1184), in Kraft getreten am 21. Dezember 
2024 

 

GefStoffV Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen (Gefahrstoffverordnung) vom 
26. November 2010 (BGBl. I S. 1643, 1644), die zuletzt durch Artikel 1 
der Verordnung vom 17. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 337; 2026 I 
Nr. 44) geändert worden ist 

 

IE-Richtlinie (IED) Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24.11.2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung) (ABl. L 334 vom 17.12.2010, 
Seite 17 - 119) 

 

LBodSchG Landesbodenschutzgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
09.05.2000 (GV. NRW. Seite 439), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 20.09.2016 (GV. NRW.2013 Seite 790) 

 

NaGeMi-VwV Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Reduzierung von Emissionen und 
anderer Umweltauswirkungen in der Nahrungsmittel-, Getränke- und 
Milchindustrie (NaGeMi – VwV) vom 10.11.2023 (Banz AT 22.11.2023 
B5) 
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PrüfVO NRW Verordnung über die Prüfung technischer Anlagen und wiederkehrende 
Prüfungen von Sonderbauten – Prüfverordnung – vom 24.11.2009 
(GV. NRW. Seite 723 / SGV. NRW.232), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 18.02.2022 (GV. NRW. Seite 404) 

 

TA Lärm Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – Sechste Allgemeine 
Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz vom 
26.08.1998 (GMBl. Seite 503), zuletzt geändert durch Änderung der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift vom 01.06.2017 (BAnz AT 
08.06.2017 B5) 

 

UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) 
geändert worden ist 

 

ÜAnlG Gesetz über überwachungsbedürftige Anlage vom 27.Juli 2021 (BGBl. I S. 
3146, 3162) 

 

ZustVU Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz vom 3. Februar 2015 (GV. 
NRW. S. 268), die zuletzt durch Artikel 14 der Verordnung vom 18. 
November 2025 (GV. NRW. S. 1039) geändert worden ist 

 
 


